
Zuständigkeitsfrage ist durch das Kassationsurteil ge­
nügt. Es ist also ausgeschlossen, daß er einen Ver­
weisungsantrag unterlassen würde.

Die Zurückverweisung an das Kreisgericht lediglich 
zu dem Zwecke, daß der’Kläger dort einen mit Sicher­
heit zu erwartenden Verweisungsantrag stelle, dem 
unter allen Umständen gefolgt werden müßte, würde 
also lediglich einen für beide Parteien zwecklosen Um­
weg und Zeitverlust bedeuten. Es würde sich hier nicht 
mehr um die Erfüllung einer Formvorschrift handeln, 
deren Innehaltung im Regelfälle dazu dient, eine sach­
gemäße Entscheidung zu sichern oder zu erleichtern 
und die daher auch befolgt werden muß, wenn in einem 
besonderen Einzelfalle dieses Bedürfnis nicht besteht, 
sondern um einen leeren Formalismus, der in allen der­
artigen Fällen nur zu Zeitverlust führt.

Der vorliegende Fall ist daher ebenso zu behandeln 
wie eine Sache, in der das ursprünglich entscheidende 
Gericht überhaupt nicht mehr in der Lage ist, zur Sache 
zu erkennen, sondern automatisch weiterverweisen 
müßte. Eine derartige Doppelverweisung muß vermie­
den werden.

Infolgedessen war die Sache an das Kreisarbeits­
gericht S. zurückzuverweisen. Dieses wird den An­
spruch als dem Grunde nach bestehend anzusehen und 
den Verklagten, falls nach Zustellung des Pfändungs­
und Überweisungsbeschlusses der Schuldner P. in einer 
seiner Gaststätten während der von der Klage erfaß­
ten Zeit gespielt hat, zu verurteilen haben, der Kläge­
rin für jeden dieser Spieltage 15 DM zu zahlen, so­
weit er eine solche Zahlung nicht bereits an die Kläge­
rin — nicht etwa an den Schuldner P. geleistet — hat.

Entscheidungen anderer Gerichte
Strafrecht

§§ 268 ff. StPO.
Eine Verurteilung des freigesprochenen Angeklagten 

zur Schadensersatzleistung ist im Strafverfahren auch 
dann nicht möglich, wenn der Angeklagte den gegen 
ihn geltend gemachten Anspruch anerkannt hat.

KG, Urt. vom 14. Mai 1957 - Zst II 6/57.
Das Stadtbezirksgericht hat auf Grund der Hauptverhand­

lung den angeklagten Mechaniker N. freigesprochen mit der 
Begründung, daß die ihm zur Last gelegte Hehlerhandlung 
nicht bewiesen sei.

Obgleich das Stadtbezirksgericht die Schuld des Angeklagten 
N. als nicht bewiesen ansah und ihn deshalb freisprach, hat 
es ihn im Rahmen des zivilrechtlichen Ansehlußverfahrens als 
Gesamtschuldner mit dem wegen Unterschlagung verurteilten 
Mitangeklagten T. zur Schadensersatzleistung an den Geschä­
digten S. verurteilt. Zur Begründung dieser zivilrechtlichen 
Verurteilung wird in den Gründen des Urteils ausgeführt, daß 
sich der Schadensersatzanspruch aus § 268 StPO ergebe und 
beide Angeklagte als Gesamtschuldner haften, da sie ohne 
Rechtsgrund eine Schreibmaschine für sich verwertet hätten.

Der Präsident des Kammergerichts hat die Kassation dieses 
rechtskräftigen Urteils beantragt, soweit es sich auf die Ver­
urteilung des N. zum Schadensersatz bezieht.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Für das zivilrechtliche Anschlußverfahren gelten die 

Bestimmungen der §§ 268 ff. StPO. Die Entscheidung 
über den Antrag des Verletzten auf Schadensersatz im 
Fall des Freispruchs regelt die Vorschrift des § 271 
StPO. Nach dieser Vorschrift ist im Fall des Frei­
spruchs der Antrag auf Verurteilung zum Schadens­
ersatz abzuweisen. Der Verletzte kann aus anderen 
rechtlichen Gesichtpunkten als denen des Schadens­
ersatzes wegen des der Anklage zugrunde liegenden 
Verbrechens seinen möglichen Anspruch vor den Zivil­
gerichten geltend machen. Die Entscheidung des Stadt­
bezirksgerichts über den Schadensersatzanspruch gegen­
über dem freigesprochenen N. beruht daher auf einer 
Verletzung des Gesetzes, die zu einer Aufhebung des 
Urteils zwingt.

Eine Verurteilung des freigesprochenen Angeklagten 
zur Schadensersatzleistung läßt sich auch nicht damit 
begründen, daß der Angeklagte im Strafverfahren eine 
Erklärung des Inhalts abgegeben hat, daß er den Scha­
den anerkenne. Eine solche im Protokoll der Haupt­
verhandlung enthaltene Erklärung des N. läßt offenbar 
werden, daß das Gericht — auch wenn es in den Urteils­
gründen keine Ausführungen in dieser Richtung ge­
macht hat — die Voraussetzungen für ein Anerkennt­
nisurteil nach § 307 ZPO als vorliegend erachtete. Mit 
Recht wird jedoch in Literatur und Rechtsprechung her­

vorgehoben, daß im Hinblick auf die besondere Natur 
des zivilrechtlichen Anschlußverfahrens nach §§ 268 ff. 
StPO ein Anerkenntnisverfahren und ein Anerkennt­
nisurteil gern. § 307 ZPO nicht zulässig ist, da es im Rah­
men des Anschlußverf ahrens ausschließlich um Schadens­
ersatzansprüche geht, die ursächlich mit dem den Ge­
genstand des Strafverfahrens bildenden Verbrechen 
Zusammenhängen. Nach § 271 StPO ist im Fall des 
Freispruchs der Antrag des Geschädigten abzuweisen, 
so daß auch über etwaige Anerkenntnisse durch den 
Angeklagten nicht nach den im Zivilprozeß geltenden 
Grundsätzen entschieden werden kann. (vgl. Volkland 
in NJ 1953 S. 393 und Etzold in NJ 1954 S. 16.)

§§ 263, 264, 245 StGB.
Gilt bei Rückfallverbrechen auch für den Zeitraum 

zwischen der ersten und der zweiten Straftat die Zehn­
jahresfrist des § 245 StGB?

BG Halle, Urt. vom 6. Oktober 1956 - 3 NDs 251/56.
Der Angeklagte 1st mehrfach vorbestraft, darunter einige 

Male wegen Betrugs. 1931 erfolgte eine • Verurteilung wegen 
Rückfallbetrugs, 1946 eine wegen einfachen Betrugs. 1956 
beging er erneut mehrere betrügerische Handlungen. Er wurde 
wegen Rückfallbetrugs angeklagt. Das Kreisgericht lehnte 
jedoch die Anwendung des § 264 StGB ab, da die Vorausset­
zungen des Rückfalls nicht gegeben seien. Es verurteilte den 
Angeklagten wegen einfachen Betrugs.

Gegen das Urteil des Kreisgerichts legte der Staatsanwalt 
Protest ein. Der Protest wurde zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Der Protest ist unbegründet, soweit mit ihm die 

Nichtanwendung der Bestimmungen des Rückfallbe­
trugs gerügt wird. Allerdings sind die von der Straf­
kammer für die Nichtanwendung des § 264 StGB 
angeführten Gründe nur stichhaltig, soweit sie sich auf 
den vorliegenden Fall beziehen. Die Strafkammer geht 
anscheinend generell davon aus, daß nach einer Be­
strafung wegen Rückfallbetrugs nochmals zweimal 
wegen Betrugs bestraft werden muß und erst beim 
dritten Betrug wieder die Vorschriften über den Rück­
fall Anwendung Anden können. Die in § 264 und § 245 
StGB angeführten Bestimmungen sagen aber lediglich, 
wann zum e r s t e n  M a l  eine Verurteilung wegen 
Rückfalls vorgenommen werden kann. Diese Normen 
enthalten somit keine Vorschriften darüber, daß nach 
einmal erfolgter Verurteilung wegen Rückfalls noch­
mals alle die im § 264 StGB angeführten Voraus­
setzungen erfüllt werden müssen. Ist einmal eine Ver­
urteilung wegen Rückfalls erfolgt und wird daraufhin 
wieder ein Betrug bzw. Diebstahl begangen, dann 
führt dieses Delikt zur Verurteilung wegen Rückfalls, 
wenn die in § 245 StGB vorgesehene 10-Jahresfrist noch 
nicht verstrichen ist.

Es könnte allenfalls strittig sein, ob nach bereits 
erfolgter Verurteilung wegen Rückfalls jedes neue 
gleichartige Delikt unabhängig von der 10-Jahresfrist 
wieder zur Verurteilung wegen Rückfalls führen riiuß. 
Eine solche Auffassung läßt sich aber nach Ansicht des 
Senats nicht' vertreten. Bei der Festlegung der Gesetzes­
bestimmungen über den Rückfall hat sich der Gesetz­
geber ohne Frage davon bestimmen lassen, daß der 
Tendenz zur Wiederholung strafbarer Handlungen ent­
gegengetreten werden soll. Diese Neigung zur mehr­
fachen Wiederholung von Delikten kann aber dann 
nicht mehr als gegeben betrachtet werden, wenn z. B. 
nach einem Zeitraum von fünfzehn oder sogar zwanzig 
Jahren ein Täter wieder einschlägig straffällig wird. 
Es entspricht nicht unserer Strafpolitik, eine Gesetzes­
bestimmung, die infolge Rückfalls strafverschärfende 
Umstände vorsieht, eine unbefristete Zeitlang anzu­
wenden, nur weil bereits einmal eine Verurteilung auf 
Grund dieses Gesetzes vorliegt. Gerade vom Standpunkt 
des Erziehungsgedankens ausgehend, erscheint die un­
befristete Anwendung eines Gesetzes, welches straf­
verschärfende Umstände vorsieht, unbillig und ent­
spricht auch nicht unserer sozialistischen Gesetzlichkeit. 
Wenn aber eine Befristung zu bejahen ist, dann kann 
z. Z. nur die im § 245 StGB festgelegte 10-Jahresfrist 
angewandt werden.

Dieselben Erwägungen sind auch bei der Prüfung 
anzustellen, ob der Zeitraum zwischen der ersten Be­
strafung und der zweiten Begehung keine Rolle spielt. 
Die Fassung des § 245 StGB läßt allerdings erkennen, 
daß eine Befristung zwischen erster Bestrafung und 
zweiter Begehung nicht vorgesehen ist, da diese Ge­
setzesbestimmung eine Frist nur erwähnt hinsichtlich
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